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Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der FDP eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Beförderungsteuergesetzes 

— Drucksache 744 (neu) — 

und über den von der Fraktion der FDP eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Beförderungsteuergesetzes 

— Drucksache 865 — 


A. Bericht des Abgeordneten Fritz (Welzheim) 


I. 

Der Antrag der Fraktion der FDP — Drucksache 
744 (neu) — wurde am 21. Januar 1959, der ihn 
ergänzende Antrag der Fraktion der FDP — Druck- 
sache 865 — am 18. März 1959 vom Plenum des 
Deutschen Bundestages an den Finanzausschuß 
(federführend) und an den Ausschuß für Verkehr, 
Post- und Fernmeldewesen (mitberatend) überwie- 
sen. 

Der Finanzausschuß hat in seinen Sitzungen am 
9., 22. und 29. April 1959 die beiden Vorlagen bera- 
ten, wobei er die Empfehlungen des mitbeteiligten 
Verkehrsausschusses berücksichtigte. 

II. 

Ein wesentlicher Bestandteil des Verkehrsfinanz- 
gesetzes 1955 (BGBl. I S. 166) war die Erhöhung der 
Beförderungsteuer für den Werkfernverkehr (§ 11 
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b BefStG 1955 — BGBL I 
S. 366). Aus Wirtschafts- und sozialpolitischen Erwä- 
gungen wurde jedoch für den Transport bestimmter 
Güter (§ 11 Abs. 2 Nr. 1 und 2 BefStG 1955) ein er- 
mäßigter Steuersatz vorgesehen. 

Die inzwischen gesammelten Erfahrungen mit der 
erhöhten Besteuerung des Werkfernverkehrs ver- 
anlaßten die Fraktion der FDP, einige Änderungen 
und Ergänzungen des Beförderungsteuergesetzes 
vorzuschlagen, die sich in zwei Kategorien unter- 
teilen lassen: Korrektur des geltenden Rechts bzw. 
Erweiterung der Ausnahmebestimmungen. 

Der Verkehrsausschuß und der Finanzausschuß 
haben sich die Überlegungen der Antragsteller 
weitgehend zu eigen gemacht. 


III. 

Es werden daher folgende Änderungen des Beför- 
derungsteuergesetzes 1955 vorgeschlagen: 

1. Der Korrektur des geltenden Rechts, deren 
Zweckmäßigkeit mit dem seinerzeitigen Willen des 
Gesetzgebers und den praktischen Äuswirkungen 
der erhöhten Besteuerung des Werkfernverkehrs 
begründet wird, sollen folgende Änderungen 
dienen: 

a) § 1 1 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b 

Bisher wurde der ermäßigte Beförderungsteuer- 
satz von 1 Pfennig je t/km u. a. der Beförderung 
von Frischfischen im Werkfernverkehr zugestanden. 
Der Begriff der Frischfische ist in § 29 BefStDV 1955 
(BGBl. I S. 659) erläutert. Danach sind verschiedene 
Verfahren der Haltbarmachung, nicht jedoch das 
Einfrieren bzw. Tiefkühlen von Fischen, als steuer- 
unschädlich zugelassen. 

Daß sich die Steuerbegünstigung ausschließlich 
auf den Fischtransport bezieht, hat sich in der Ver- 
gangenheit als unbefriedigend erwiesen; Verkehrs- 
und Finanzausschuß haben daher die Berechtigung 
des von der Fischindustrie vorgebrachten und von 
der Fraktion der FDP unterstützten Wunsches, Krab- 
ben und Miesmuscheln in die Begünstigung mit ein- 
zubeziehen, anerkannt. (Da die zu menschlichem 
Verzehr bestimmten Krabben im Sprachgebrauch 
fälschlich diesen Namen tragen, wissenschaftlich 
aber als Garnelen bezeichnet werden, enthält die 
vorgeschlagene Ergänzung den auf den ersten Blick 
für den Nichtfachmann schwer verständlichen auf der 
Nomenklatur des Zolltarifs basierenden Text.) Daß 
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künftig auch die Anwendung der modernsten tech- 
nischen Frischhalteverfahren, wie z. B. die Tiefküh- 
lung, nicht steuerschädlich sein soll, mußte im Ge- 
setzestext niedergelegt werden, da die Regierungs- 
vertreter den Ausschuß davon überzeugten, daß 
eine solche Erweiterung nicht durch ihre Ermächti- 
gung zum Erlaß von Durchführungsverordnungen 
gedeckt sei. 

Buchstabe b soll lauten: 

„b) Fische, Garnelen (auch ohne Panzer) und Mies- 
muscheln, frisch, gekühlt oder gefroren; Garne- 
len dürfen gekocht, jedoch nicht weiter zube- 
reitet sein," 

b) § 11 Abs. 2 Nr. 1 letzter Halbsatz 

Während der Wunsch der Wirtschaft, Leergut, des- 
sen Beförderung im Werkfernverkehr auf Grund der 
Begünstigungsvorschrift in Absatz 2 Nr. 2 dem er- 
mäßigten Steuersatz von 1 Pfennig je t/km unter- 
liegt, steuerunschädlich zusammen mit nach Absatz 2 
Nr. 1 begünstigten Gütern transportieren zu kön- 
nen, durch einen Erlaß des Bundesministers der 
Finanzen berücksichtigt worden ist, bedarf der 
steuerunschädliche Transport von Mischsendungen 
verschiedener begünstigter Güter einer Gesetzes- 
änderung. Dem weitergehenden Antrag der Frak- 
tion der FDP, die Steuerbegünstigung des Absatzes 2 
Nr. 1 auch zu gewähren, wenn die begünstigten Gü- 
ter zusammen mit nichtbegünstigten Gütern trans- 
portiert würden, schlossen sich die beiden Aus- 
schüsse sowohl im Hinblick auf die Zielsetzung des 
Verkehrsfinanzgesetzes 1955 — Eindämmung des 
Werkfernverkehrs — als auch mit Rücksicht auf die 
Verwaltungsschwierigkeiten bei der Kontrolle der 
Transporte nicht an. Sie schlagen jedoch aus wirt- 
schaftlichen Erwägungen vor, künftig Misch- 
sendungen von begünstigten Gütern in den Genuß 
des ermäßigten Steuersatzes kommen zu lassen. Der 
letzte Halbsatz soll daher die Fassung erhalten: 

„vorausgesetzt, daß jeweils bei einer Fahrt nur 

die zu Buchstaben a bis e genannten Güter beför- 
dert werden," 

2. Eine Erweiterung der Ausnahmebestimmungen 
haben die folgenden Änderungsvorschläge zum 
Ziel: 

a) § 11 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe e 

Der Katalog der dem begünstigten Steuersatz 
unterliegenden Güter soll erweitert werden um 

„e) Tieren und Geräten von Schaustellern und 
sonstigem Schaustellergut," 

Mit den Antragstellern sind die Ausschüsse der 
Auffasung, daß der Transport dieser Tiere und 
Gegenstände wesensmäßig nicht dem Werkfern- 
verkehr vergleichbar sei. Die Ergänzung des Aus- 
nahmekatalogs sei daher aus grundsätzlichen Über- 


legungen gerechtfertigt, auch wenn sie praktisch, 

I worauf die Regierungssprecher verwiesen hatten, 

I für die Großzahl der Schausteller, deren Transporte 
I als Transporte im Nahverkehr beförderungsteuer- 
frei seien, unerheblich sei. 

b) § 10 Abs. 5 Nr. 1 

Für den Antrag auf Drucksache 865, die Personen- 
j beförderung mit Seilschwebebahnen und mit Sessel- 
liften von der Beförderungsteuer freizustellen, 
I sprechen nach Meinung der Antragsteller sowohl 
systematische Gründe — - Seilschwebebahnen und 
Sessellifte benutzen nicht öffentliche Straßen — als 
auch wirtschaftliche Tatbestände, Eine Anzahl deut- 
scher Unternehmen, die sich in unmittelbarer Kon- 
kurrenz zu den benachbarten ausländischen Schwebe- 
bahnen befänden, deren Beförderungspredse wegen 
ihrer günstigen steuerlichen Lage unter denen der 
deutschen Bahnen lägen, hätten eine schlechte Er- 
tragslage aufzuweisen, worauf zahlreiche Anträge 
auf Steuerstundung und Steuererlaß zurückzufüh- 
ren seien. 

Während der Verkehrsausschuß den Antrag auf 
Drucksache 865 mit Mehrheit gebilligt hat, hat der 
Finanzausschuß den Eventualantrag angenommen, 

I den Steuersatz für diese Beförderungen von 12 v. H. 
auf 6 V. H. zu ermäßigen. 

I § 10 Abs. 5 Nr. 1 soll daher lauten: 

„1. auf 6 vom Hundert des Beförderungspreises 
für Personenbeförderungen mit Straßenbahnen 
und den diesen nach ihrer Bau- und Betriebs- 
weise ähnlichen Bahnen, soweit diese Beförde- 
rungen nicht von der Steuer befreit sind, sowie 
für Personenbeförderungen mit Seilschwebe- 
bahnen und Sesselliften;" 

IV. 

Die von der Fraktion der FDP außerdem noch 
beantragte Ergänzung des Ausnahmekatalogs in 
§ 11 Abs. 2 Nr. 1 um den Transport von Tieren und 
Geräten zu sportlichen Zwecken erübrigt sich, da, 
wie das Bundesministerium der Finanzen erklärte, 
solche Transporte, wenn sie von den Sportvereinen 
selbst durchgeführt würden, nicht beförderung- 
steuerpflichtig seien, da diese Vereine in der Regel 
nicht Unternehmer im Sinne des Umsatzsteuer- 
gesetzes seien. 

V. 

Der Ausschuß hat davon Abstand genommen, 
einen Deckungsvorschlag für die bei Annahme sei- 
ner Anträge entstehenden Steuerausfälle zu machen, 
da sich die vermutlichen Ausfälle in engen Gren- 
zen halten werden und da auch von seiten der 
Regierungsvertreter keine fiskalischen Einwendun- 
gen gegen die Vorschläge erhoben worden sind. 

Namens des Finanzausschusses darf ich das Hohe 
Haus bitten, dem Gesetzentwurf lin der vorliegen- 
den Fassung zuzustimmen. 


Bonn, den 11. Mai 1959 
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Fritz (Welzheim) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksachen 744 neu, 865 — 
in der anliegenden Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 11. Mai 1959 


Der Finanzausschuß 
Neuburger Fritz 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 14. A u s s c h u s s e s 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Beförderungsteuergesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Beförderungsteuergesetz in der Fassung vom 
13. Juni 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 366) in der Fas- 
sung des Gesetzes zur Änderung des Beförderung- 
steuergesetzes vom 30. Juni 1958 (Bundesgesetzbl. I 
S. 421) wird wie folgt geändert: 

1. In § 10 Abs. 5 erhält die Nummer 1 die folgende 
Fassung: 

„1. auf 6 vom Hundert des Beförderungspreises 
für Personenbeförderungen mit Straßen- 
bahnen und den diesen nach ihrer Bau- und 
Betriebsweise ähnlichen Bahnen, soweit 
diese Beförderungen nicht von der Steuer 
befreit sind, sowie für Personenbeförderun- 
gen mit Seilschwebebahnen und Sessel- 
liften;" 

2. In § 11 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b wird das Wort 
„Frischfischen" durch die Worte „Fischen, Gar- 
nelen (auch ohne Panzer) und Miesmuscheln, 
frisch, gekühlt oder gefroren; Garnelen dürfen 
gekocht, jedoch nicht weiter zubereitet sein," 
ersetzt. 


3. In § 11 Abs. 2 Nr. 1 wird folgender Buchstabe e 
angefügt: 

„e) Tieren und Geräten von Schaustellern und 
sonstigem Schaustellergut," 

4. In § 11 Abs. 2 Nr. 1 treten an die Stelle der 
Worte „vorausgesetzt, daß jeweils bei einer 
Fahrt nur entweder die zu Buchstabe a, b, c 
oder d genannten Güter befördert werden" die 
Worte „vorausgesetzt, daß jeweils bei einer 
Fahrt nur die zu Buchstaben a bis e genannten 
Güter befördert werden". 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt mit dem Beginn des auf seine 
Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 
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